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BankenWirtschaft

von Lukas Hässig

Bern Eine der umfangreichsten 
parlamentarischen Untersuchun-
gen fand diese Woche ihren Ab-
schluss. Am Mittwoch übergab 
die Geschäftsprüfungs-Subkom-
mission ihren Bericht zum UBS-
Drama dem Bundesrat. Das be-
stätigt eine Quelle mit Verweis auf 
Informationen aus der Subkom-
mission. Der GPK-UBS-Bericht 
sei «gewichtig» ausgefallen, sagt 
die Quelle, die nur anonym Aus-
kunft geben wollte, da das Papier 
geheim sei. Die Rede ist von mehr 
als 200 Seiten.

Bankenaufsicht habe in der 
Krise «Gewaltiges» geleistet

Bundesratssprecher André Simo-
nazzi wollte «zu diesem nicht ver-
öffentlichten vertraulichen Be-
richt des Parlaments» keine Stel-
lung nehmen. In den nächsten Ta-
gen können die in den Fall UBS 
involvierten Departemente – 
Finanz, Justiz, Äusseres – den 
Bericht kommentieren, sagt ein 
Parlamentarier im vertraulichen 
Gespräch. Das Dokument könne 
dadurch noch Feinkorrekturen 
erhalten.

«Eigentlich» sei die Untersu-
chung aber abgeschlossen, sagt er. 

Im Fokus steht das Verhalten von 
Bundesrat, Finanzmarktaufsicht 
(Finma), Nationalbank und Bun-
desverwaltungsgericht rund um 
die UBS-Krise und die daraus ge-
zogenen Lehren. Untersucht wur-
den die Subprime-Verluste der 
UBS von über 50 Milliarden Dol-
lar und die US-Steueraffäre, die 
zum Ende des alten Bankgeheim-

nisses mit Steuerschutz für Aus-
länder führte.

Überraschend gut kommt die 
Finma weg. Die Bankenaufsicht 
habe insbesondere in der Krise 
um die von den USA erzwungene 
Datenherausgabe vom 18. Febru-
ar 2009 «Gewaltiges» geleistet, 
sagt die Quelle mit Bezug auf den 
Inhalt des Berichts. Dass Finma-

Präsident Eugen Haltiner, ein 
langjähriger Ex-Topmann der 
UBS, seinen früheren Kollegen 
zuhilfe geeilt sei, würde vom Be-
richt nicht bestätigt. Vielmehr sei 
das Risiko einer US-Anklage 
gegen die UBS als kriminelle Or-
ganisation «enorm hoch» gewe-
sen. Ein Finma-Sprecher wollte 
sich nicht äussern.

Zentral war die Frage, ob die 
Finma die Subprime- und Daten-
Krise rechtzeitig erkannt habe 
und angemessen darauf reagiert 
habe. Die zwölfköpfige GPK-Sub-
kommission hat dazu neben Bun-
desräten Dutzende von Spitzen-
beamten, Richtern und die Chefs 
der SNB interviewt. Auch die ver-
antwortlichen UBS-Manager 
rund um Ex-Präsident Marcel 
Ospel wurden befragt. 

Die Subkommission will den 
mit Spannung erwarteten Bericht 
an einer Pressekonferenz in Bern 
präsentieren. Geplanter Termin ist 
Montag in einer Woche. Der Fahr-
plan dürfte eingehalten werden, 
sagt die Quelle. Die Mitte-Partei-
en hoffen, dass der GPK-Bericht 
SP und SVP den Wind für eine 
parlamentarische Untersuchungs-
kommission (PUK) aus den Se-
geln nimmt. Darüber entscheidet 
der Nationalrat am 9. Juni.

Finma-Präsident Eugen Haltiner: Laut Bericht Schlimmeres abgewendet	�  foto: Reuters

GPK wäscht Finma weiss
Untersuchungsbericht zur UBS-Krise und US-Steueraffäre

Markus Gisler

An Deutlichkeit liess die Rede des Nationalbank-
Direktionspräsidenten Philipp Hildebrand am 
Dienstag vor der Zürcher Volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft nichts zu wünschen übrig: Synergien 
zwischen dem Ausland- und dem Inlandgeschäft der 
Grossbanken seien «empirisch nicht nachzuweisen», 
während das «globale Investmentbanking und ins- 
besondere der Eigenhandel für die Schweiz in den 
letzten Jahren ein hochriskantes Verlustgeschäft 
waren». Er betonte, die Schweiz könne von den Gross-
banken profitieren, wenn sich diese auf ihr Kern
geschäft der Vermögensverwaltung konzentrierten.

Mit Blick auf die «Too big to fail»-Problematik hat 
Hildebrand öffentlich vorgespurt. Wenn sich 
Nationalbank und Finanzmarktaufsicht beim Bundes-
rat durchsetzen, müssen UBS und CS auf das Aus-
landgeschäft verzichten oder dieses in eine juristisch 
abgetrennte Einheit mit eigenen Aktien ausgliedern. 
Denkbar ist auch ein weitgehendes Verbot des Eigen-

handels. Den Grossbanken 
stösst Hildebrands Vorstoss 
sauer auf. Beide gehören 
wieder zu den erfolgreichs-
ten international tätigen 
Grossbanken und sind auf 
dem Weg, wieder gute Steuer- 
zahler zu werden. Das 
Investmentbanking läuft 
ausgezeichnet, obwohl sie 
die Risiken massiv abgebaut 
haben. Regulatorisch wird es 

also eng für UBS und CS. Was aber tun umsichtige 
Unternehmen, wenn sie damit rechnen müssen, dass 
ihnen die Ausübung einer Geschäftstätigkeit im 
eigenen Land untersagt werden könnte, während die 
Konkurrenz im Ausland auf und davon zieht? Sie 
prüfen Alternativen. Dazu gehört die Aufspaltung in 
rechtlich unabhängige Einheiten – allerdings kein 
berauschendes Szenario, weil dadurch die One-Bank-
Strategie (alles aus einer Hand) gefährdet ist. Wahr-
scheinlicher hingegen wäre eine Sitzverlegung ins 
Ausland. Dem Vernehmen nach sind entsprechende 
Arbeitsgruppen eingesetzt worden.

Konsterniert nimmt die UBS auch zur Kenntnis, dass 
Hildebrand nicht bereit ist, ihr die im Stabfonds 
verbliebenen Subprime-Papiere zurückzuverkaufen, 
obwohl der Fonds mittlerweile Gewinn abwirft. Die 
Nationalbank wäre ihre Risikoposition los, die UBS 
für ihren Makel wieder selber verantwortlich. Zwei 
Gründe hat Hildebrand für seinen Widerstand: Auf 
den 150 Milliarden, welche die Nationalbank in die 
Stützung des Euro investierte, fährt sie Verluste ein. 
Mit dem profitablen Stabfonds kann sie einen Teil der 
Euro-Verluste kompensieren. Zweitens hat sie mit dem 
Stabfonds ein beachtliches Druckmittel in der Hand. 

tragsseiten steht. Nebst seinem 
Honorar als Verwaltungsratsprä-
sident von 100 000 Franken lässt er 
sich für Beratungsdienste zusätz-
lich 140 000 Franken plus Mehr-
wertsteuer auszahlen. Die 140 000 
Franken werden seiner Firma 
Techpharma Management AG 
überwiesen. Dieselbe Firma ver-
mietet seit drei Jahren Ypsomed 
eine Liegenschaft in Burgdorf (Yp-
somed Nord). Der Mietzins be-
trägt 953 000 Franken ohne Mehr-
wertsteuer und Zusatzkosten. 

Darüber hinaus hat Techphar-
ma mit der Ypsomed-Gruppe 
einen Dienstleistungsvertrag ab-
geschlossen: Vermittelt werden 
Temporärmitarbeiter sowie Ho-

tel- und Cateringdienste. Willy 
Michel besitzt verschiedene Ho-
tels, so das Stadthaus in der Burg-
dorfer Oberstadt. Über seine Fi-
nox AG läuft ein anderes In-sich-
Geschäft: ein Kooperationsab-
kommen mit der Ypsomed Hol-
ding und zwei ihrer Tochtergesell-
schaften. Schliesslich ist Michel 
mit 29 Prozent an der Baufirma 

Faes AG, die hin und wieder von 
Ypsomed mit Aufträgen bedacht 
wird. Er ist Verwaltungsratsmit-
glied des Bauunternehmens.

Roche ist Gegenspielerin beim 
Hoffnungsträger Mikropumpen

Zugute halten muss man Ypso-
med, dass sie die Geschäftsbezie-
hungen mit assoziierten Unter-

nehmen transparent darlegt. Das 
Unternehmen unterstreicht, dass 
jeweils marktübliche Konditionen 
gelten. Michel selbst war für eine 
Stellungnahme nicht erreichbar. 
Ein bitterer Nachgeschmack 
bleibt indes, da Interessenkon-
flikte zulasten der Minderheitsak-
tionäre nicht ausgeschlossen wer-
den können. Seltsam mutet an, 

dass sich die Ypsomed-Personal-
chefin über ihre Firma selber Tem-
porärpersonal vermittelt. Positiv 
hingegen sind Verständlichkeit 
des Vergütungsmodells, Verzicht 
auf Abgangsentschädigungen so-
wie einjährige Dauer eines Ver-
waltungsratsmandates.

Grosse Hoffnung setzt Ypso-
med auf Insulinpumpen, die oh-
ne Schlauch auskommen. Über 
ein Pflaster und eine Nadel von 
nur 6,5 Millimetern wird das In-
sulin ferngesteuert dem Körper in 
der nötigen Menge zugeführt. 
Nach drei Tagen muss die Mikro-
pumpe ersetzt werden. Gesteuert 
wird der Prozess diskret von 
einem Gerät, das aussieht wie ein 
Smartphone. Kaum hatte Ypso-
med mit dem Hersteller Insulet 
ein Vertriebsabkommen abge-
schlossen, ist auch Roche in die-
ses Geschäft eingedrungen, in-

dem sie im April für 160 Millio-
nen Dollar Medingo übernom-
men hat. Der Basler Pharma- und 
Diagnostikakonzern verfügt über 
ein feinmaschiges globales Ver-
triebsnetz und eine gewaltige 
Marketingmaschinerie, sodass 
Ypsomeds Vorteil, der zeitliche 
Vorsprung, hinfällig wird.

Mit Willy Michel hat Roche 
ohnehin eine Rechnung offen. 
Auf die von ihm übernommene 
Disetronic musste sie einen Ab-
schreiber von 200 Millionen Fran-
ken vornehmen. Grund waren 
Qualitätsprobleme und der ame-
rikanische Importstopp. Willy 
Michel hatte beim Verkauf auch 
öffentlich versichert, dass «die 
Altlasten behoben» seien. Der 
Flop schmälerte die Chancen des 
damaligen Roche-Diagnostik-
Chefs, von Franz Humer die Kon-
zernleitung zu übernehmen.

Hildebrand zieht 
die Schraube an

Ypsomed-Chef 
Willy Michel
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«Den beiden 
Grossbanken 

stösst der 
Vorstoss von  

Philipp   
Hildebrand 
sauer auf»

Anhaltender Sinkflug Milliardär, Schlossherr, Kunstsammler, Kapitän

Willy Michel besitzt ein kleines Wirtschaftsimperium.

General Guisan hatte dort sein Dienstquartier, nun wohnt Willy Michel  
im Schloss Gümligen. Sein Eigen nennt er auch das Franz Gertsch-
Museum und Hotels. Er kontrolliert die Uhrenfirma Armin Strom. Allein 
seine Beteiligung an Ypsomed könnte er für 800 bis 1000 Millionen 
Franken (samt Paketzuschlag) abstossen. Beim Verkauf von Disetronic 
machte er einen Schnitt von mindestens 100 Millionen Franken. Er fährt 
Porsche und Harley Davidson und steuert eine Hochseejacht.

EU-Exponenten appellieren an die Schweiz, bei der geplanten 
Transaktionssteuer mitzumachen. Justizministerin Eveline  
Widmer-Schlumpf plädiert dafür, den Handlungsbedarf abzuklären.

In den USA und in der EU werden 
Finanzmarktsteuern diskutiert – 
und in der Schweiz? Bundesrätin 
Eveline Widmer-Schlumpf ver-
weist gegenüber der SonntagsZei-
tung auf die bestehende Stempel-
abgabe: «Mit der Stempelsteuer 
haben wir bereits ein ana-
loges Instrument, das zu 
unserem Steuersystem 
passt. Doch man kann 
sicher die Frage prüfen, 
ob zusätzlicher Handlungs-
bedarf besteht.» Sie gibt 
zu bedenken, «dass 
immer wieder auch 

nach Wegen gesucht wird, Steuern 
und Verbote zu umgehen, weshalb 
von Anfang an wirksame Gegen-
mittel eingebaut werden müssten.» 
Österreichs Bundeskanzler Werner 
Faymann (SPÖ) appelliert an die 
Schweiz, bei der Transaktions-

steuer mit der EU vorzuge-
hen. EU-Kommissar 
Günther Oettinger fordert: 
«Beim G-20-Gipfel Ende 
Juni sollten sich die Länder 
auf eine internationale 

Transaktionssteuer 
einigen.» Der IWF 
rät davon ab. (VW)

Widmer-Schlumpf: «Prüfen, ob Stempelsteuer genügt»

Prozent

SoZ Huwi; Quelle: Thomson Reuters
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